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Verfahrensgang
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Willingshausen
hat am 27.06.2019 die Aufstellung der 1. Änderung des
Bebauungsplanes Nr. 28 der Gemeinde Willingshausen
im Sinne des § 2 (1) BauGB mit Festsetzungen nach §
5 BauGB beschlossen. Der Beschluß wurde am
06.08.2019 gemäß § 2 (1) BauGB öffentlich bekannt
gegeben.
Die Bekanntmachung der öffentlichen Auslegung mit
Angabe von Ort, Dauer und Hinweis, dass Anregungen
und Bedenken während der Auslegungsfrist vorge­
bracht werden können, erfolgte gemäß § 3 (2) Satz 2
BauGB am 06.08.2019 ortsüblich. Die öffentliche Ausle­
gung des Entwurfes mit Erläuterung erfolgte ge mäß § 3
(2) Satz 1 BauGB vom 20.08. bis 27.09.2019.
Die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange ge­
mäß § 4 (1) erfolgte in der Zeit vom  20.08. bis zum
27.09.2019. Die nach § 4 (1) BauGB beteiligten Träger
öffentlicher Belange wurden ge mäß § 3 (2) Satz 3
BauGB am 20.08.2019 von der Auslegung benachrich­
tigt.
Der Satzungsbeschluß über die 1. Änderung des Be­
bauungsplanes Nr. 28 wurde von der Gemeindevertre­
tung  der Gemeinde Willingshausen am 21.11.2019
gefaßt.
Der Satzungsbeschluß der Gemeindevertretung wurde
am xy.xy. 2019 öffentlich bekannt gemacht. Mit der Be­
kanntmachung tritt der Bebauungsplan gemäß § 10 (3)
BauGB in Kraft.

Der Gemeindevorstand
der Gemeinde Willingshausen

Willingshausen, den Bearbeitung:

Jörg Haafke
Dipl.­Ing. Landschaftsplanung

Angela Siever
Dipl.­Ing. Architektin

mittelhessen  dorfmühle  34628 willingshausen

tel 06697 919040  fax 06697 919041

eMail joerghaafke@planundrat.de

im Auftrag der

Gemeinde Willingshausen
(Schwalm­Eder­Kreis)

Fassung des Satzungsbeschlusses ­ 21. November 2019

1. Art der baulichen Nutzung

Allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 (1) BauNVO

Zulässig sind
Wohngebäude (§ 4 (2) Ziffer 1 BauNVO).

Nicht zulässig sind
der Versorgung des Gebiets dienende Läden, Schank­
und Speisewirtschaften sowie nicht störende Handwerks­
betriebe (§ 4 (2) Ziffer 2 BauNVO), Anlagen für kirchliche,
kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke
(§ 4 (2) Ziffer 3 BauNVO) sowie die gemäß § 4 (3) Ziffer 1
bis 5 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Betriebe des
Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht störende Gewer­
bebetriebe, Anlagen für Verwaltungen, Gartenbaubetriebe
und Tankstellen.

2. Maß der baulichen Nutzung gemäß
§ 16 BauNVO

Allgemeines�Wohngebiet�-�Teilgebiet�1

GRZ = max. Grundflächenzahl

Eine Überschreitung der festgesetzten GRZ für
1. Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie
2. bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche,

durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird
ist bis auf eine GRZ von 0,4 zulässig.

Maximale Zahl der Vollgeschosse

GFZ = max. Geschoßflächenzahl

Die maximale Firsthöhe beträgt 9,50 m im Mittel
ab Oberkante der gewachsenen Geländehöhe in
der Mitte des Gebäudes.

Die maximale Traufhöhe beträgt 7,00 m im Mittel
ab Oberkante der gewachsenen Geländehöhe in
der Mitte der Gebäudelängsachse.

Im Rahmen der zugelassenen Dachneigungen
zwischen 15 und 40° bestehen keine Einschrän­
kungen der Dachform.

Dachgauben sind zulässig, zwischen Gaube und
Giebel ist ein Abstand von mindestens 2,00m
einzuhalten.

Allgemeines�Wohngebiet�-�Teilgebiet�2

GRZ = max. Grundflächenzahl

Eine Überschreitung der festgesetzten GRZ für
1. Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie
2. bauliche Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche,

durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird
ist bis auf eine GRZ von 0,4 zulässig.

Maximale Zahl der Vollgeschosse

GFZ = max. Geschoßflächenzahl

Die maximale Firsthöhe beträgt 8,50 m im Mittel
ab Oberkante der gewachsenen Geländehöhe in
der Mitte des Gebäudes.

Die maximale Traufhöhe beträgt 6,00 m im Mittel
ab Oberkante der gewachsenen Geländehöhe in
der Mitte der Gebäudelängsachse.

Im Rahmen der zugelassenen Dachneigungen
zwischen 15 und 40° bestehen keine Einschrän­
kungen der Dachform.

Dachgauben sind zulässig, zwischen Gaube und
Giebel ist ein Abstand von mindestens 2,00m
einzuhalten.

Allgemeines�Wohngebiet�-�Teilgebiete�1�und�2

Sofern aufgrund der Bestimmungen der HBO Keller­
oder/und Dachge­schoss als Vollgeschosse anzurechnen
sind, sind diese zulässig sofern die festgesetzten Grund­
und Geschossflächenzahlen nicht überschritten werden.

3. Bauweise, Baugrenzen
(§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, §§ 22, 23 BauNVO)

Offene Bauweise.

Die Grenzabstände richten sich nach der HBO

4. Nebenanlagen, Garagen und Werbeanlagen

Nebenanlagen und Garagen sind nur innerhalb der über­
baubaren Grundstücksflächen zulässig.

Die Errichtung von Werbeanlagen ist innerhalb der nicht
überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, soweit keine
anderen Vorschriften entgegenstehen.

Im Baugebiet sind Nebenanlagen und Einrichtungen für
die Kleintierhaltung nur zulässig, wenn sie nicht der er­
werbsmäßigen Kleintierhaltung oder ­zucht dienen.

Die Errichtung baugenehmigungsfreier Gartenhäuser ist
außerhalb der Baugrenze zulässig.

Die Festsetzungen über Dachformen sind für Nebenanla­
gen nicht verbindlich. Die Dachneigungen der Nebenanla­
gen dürfen die Dachneigung des zugehörigen Wohn ­
hauses nicht um mehr als 10%  unterschreiten.

5. Grünflächenanteil 

Mindestens 50 % der Grundstücksfläche sind als unver­
siegelte Flächen für die Herrichtung von Grünanlagen vor­
zusehen.
Zwischen der Baugrenze und der Straßenbegrenzungsli­
nie sind die nicht überbaubaren Flächen bis minimal 30 %
der Fläche gärtnerisch anzulegen.

6. Grünordnerische Maßnahmen

Anpflanzungen von Bäumen,
Sträuchern und sonstiger Vegetation

Pflanzung sowie Entwicklung und Pflge von Ein­
zelbäumen im Bereich der nicht überbaubaren
Grundstücksflächen; je angefangene 100 qm ver­
siegelter Grundstücksfläche ist ein Baum der Ge­
hölzliste 2, 3 oder 4 zu pflanzen. 

Flächen und Standorte mit Bindungen für die An­
pflanzungen von Bäumen, Sträuchern und son­
stigen Bepflanzungen (gemäß § 9 (1) Nr. 25a
BauGB) in nicht überbaubaren Grundstücksflä­
chen mit eingetragenen Ordnungskennziffern zur
Bezeichnung der einzelnen Maßnahmen:

Pflanzung von mindestens einem Einzelbaum je
Baugrundstück als Hochstamm mit StU 12­14 cm
aus Gehölzliste 1. Die Pflanzung erfolgt zur Glie­
derung und landschaftlichen Einbindung des
Straßenfreiraums in der Anliegerstraße.

Pflanzung von Hochstamm­Obstbäumen, einrei­
hig, der Gehölzliste 3 mit StU 7­9 cm in Abstän­
den von 10 m mit begleitender Wiesenfläche
(initiiert durch Mahd des spontanen Aufwuchses)
und in ein­ bis zweischürigem Mahdturnus

Herstellung einer Wiesenfläche (initiiert durch
Mahd des spontanen Aufwuchses in ein­ bis 
zweischürigem Mahdturnus) mit Pflanzung von
Hochstamm­Obstbäumen der Gehölzliste 3 mit 
StU 7­9 cmm in Abständen von 10 m nach Maß­
gabe eines Gestaltungsplanes und unter Berück­
sichtigung einer Abstandsfläche von mindestens
5 m Breite zur angrenzenden landwirtschaftlichen
Nutzfläche

Pflanzung von mindestens sieben Gehölzen der
Gehölzliste 2 sowie Entwicklung und Pflege einer
Grünfläche zu beiden Seiten der Erschließungs­
straße nach Maßgabe eines Gestaltungsplanes
mit dem Ziel der Schaffung einer platzartigen Ein­
gangssituation in das Wohngebiet unter Berück­
sichtigung von Aufenthalts­ und Spielmöglich­
keiten.
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C. Empfehlungen

1. Farbliche Gestaltung der Gebäude
und der Dächer

Zur Anpassung der Gebäudekörper in die ortstypischen
Gegebenheiten sollte die Farbgebung der Außenwände
mit hellen, möglichst weißlich bis grauen, jedoch nicht­
grellen Farbtönen erfolgen. Die Dachflächen sollten in
einem nicht­glänzenden Rot­ oder Braunton ausgeführt
werden.

2. Fassadenbegrünungen
Zur ökologischen Aufwertung größerer Wandflächen,
zur Gliederung und Gestaltung der Gebäudefronten
sowie zur Förderung geländeklimatisch/lufthygienischer
Effekte (Transpiration und Filterfunktion der Pflanzen)
sollten an den Fassaden der Gebäude, soweit möglich,
Rank­ und Kletter pflanzen angepflanzt werden. Die
Größe der dazu erforder lichen offenen Pflanzflächen
sollte 2,0 qm nicht unterschreiten.

3. Sonnenenergienutzung
Zur Minderung des Energieverbrauchs aus nicht regene­
rativen Energiequellen sollten die Dachflächen, soweit
möglich, zur Nutzung thermischer oder photovoltaischer
Sonnenenergieanlagen herangezogen werden.

4. Verwendung von Bodenaushub
Zur Minderung des Verlustes unbelasteter Böden soll
der im Zusammenhang mit den Baumaßnahmen auf­
grund des Be bauungs planes anfallende Bodenaushub
entsprechend seinen Qualitäten nach Möglichkeit bei
der Herrichtung der Außenanlagen verwendet werden.
Sofern solche Möglichkeiten nicht oder nicht im erforder­
lichen Umfang im Bereich des Bebaungsplanes beste­
hen, sollte kulturfähiger Bodenaushub einer adäquaten
Verwertung in der Landwirtschaft oder im Garten­ und
Landschaftsbau zugeführt und durch entsprechende
Kultivierungsmaßnahmen die Kompensation des Ver­
lusts von Bodenfunktionen gewährleistet werden.

Bei der Verwertung des anfallenden Erdaushubs sind
die „Handlungsempfehlungen zur rechtlichen Beurtei­
lung von Aufschüttungen und bei Auf­ und Einbringung
von Bodenmaterial auf Böden“ vom 27.10.2015 (StAnz.
Nr. 46/2015, S. 1150) zu beachten.

Sofern überschüssiges Bodenmaterial in einer Menge
von mehr als 600 cbm anfällt, ist gemäß § 4 (3) HAlt­
BodSchG in Verbindung mit § 12 BBodSchV vorab eine
Anzeige bei der Unteren Bodenschutzbehörde erforder­
lich.

5. Baumaterialien
Zur Gewährleistung einer regionalen Identität sollten die
Baumaterialien nach ortstypischen Vorbildern ausge­
wählt werden. Darüber hinaus sollten nach Möglichkeit
umweltfreundliche und baubiologisch geeignete Bau­
stoffe verwendet werden.

D. Hinweise

1. Entwässerungssatzung
Für die Errichtung und den Betrieb von Regenwasser­
nutzungsanlagen sind die Bestimmungen der Entwässe­
rungssatzung der Gemeinde Willingshausen in ihrer
jeweils gül  tigen Fassung zu beachten.

2. Stellplatzsatzung
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes gilt die Stell­
platzsatzung der Gemeinde Willingshausen in ihrer je­
weils gültigen Fassung.

3. Bodendenkmäler

Sofern bei Erdarbeiten Bodendenkmäler wie Mauern,
Steinsetzungen, Bodenverfärbungen oder sonstige
Funde (z.B. Scherben, Steingeräte, Skelette etc.) zu
Tage treten, so ist gemäß §§ 19 und 20 DSchG das
Landesamt für Denkmalpflege, Abt. Vor­ und Frühge­
schichte, Außenstelle Marburg, Ketzerbach 11, 35037
Marburg unverzüglich zu unterrichten und sind die
Arbeiten vorübergehend einzustellen.

4. Schutz des Mutterbodens
Mutterboden, der bei der Errichtung und Veränderung
baulicher Anlagen sowie bei wesentlichen anderen Ver­
änderungen der Erdoberfläche ausgehoben wird, ist
gemäß § 202 BauGB in nutzbarem Zustand zu erhalten
und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen. Dar­
über hinaus besteht die Erfordernis zur Beachtung der
Vorsorgewerte nach Anhang 2 Nr. 4 der BBodSchV.

5. Altlastenverdacht
Im Bereich des Plangebietes sind keine Altlasten­Ver­
dachtsflächen bekannt. Bei Auftreten von geruchlichen
oder farblichen Auffälligkeiten im Zusammenhang mit
Bodeneingriffen sind die Arbeiten zu unterbrechen und
ist das Dezernat 31.5 des RP Kassel hinzuziehen.

6. Ausbau und Dimensionierung
der Verkehrsflächen

Die Dimensionierung der Grundstückszufahrten sowie
von Straßen­ und Wegeflächen ist auf eine ungehinderte
Anfahrt von Abfall entsorgungsfahrzeugen auszurichten
und entsprechend der „Muster­Richtlinie über Flächen
für die Feuerwehr“ auszugestalten.

Die mit Geh­ und Fahrrechten belegten Flächen sind
vom ruhenden Verkehr auszunehmen und auf den
Grundstücken jeweils ausreichende Stellplatzflächen für
Fahrzeuge vorzu sehen.

7. Löschwasserversorgung
Die Löschwasserversorgung für die Feuerwehr ist
gemäß dem DVGW­Arbeitsblatt W 405 auszugestalten.

8. Ausführung von
Ver­ und Entsorgungsleitungen

Bei der Verlegung von Ver­ und Entsorgungsleitungen
sollte eine Lehrrohrverlegung zur Breitbandversorgung
berücksichtigt werden.

9. Reservierung der Bauplätze
für Willingshäuser Bürger

Im zweiten Bauabschnitt ist aufgrund eines Beschlusses
der Gemeindevertretung der Gemeinde Willingshausen
eine Reservierung der Bauplätze für Willingshäuser Bür­
ger in Höhe von 50 v.H. vorgesehen.

Textliche Festsetzungen
A.��Planungsrechtliche�Festsetzungen�gemäß�BauGB

1. Änderung des
Bebauungsplanes Nr. 28
„Bitschacker“

Ortsteil Willingshausen
Gemeinde Willingshausen ­ Schwalm­Eder­Kreis

Lage des
Bebauungsplanes Nr. 28

Übersichtslageplan Maßstab im Original  1:25.000

Maßstab im Original  1:500 Zeichnerische
Darstellung und Festsetzungen

Darstellungen außerhalb
des Geltungsbereiches sind
nur nachrichtlich.

1. Änderung 
Bebauungsplan Nr. 28
„Bitschacker“
Gemeinde Willingshausen  ­ Schwalm­Eder­Kreis

7. Kennzeichnungen und nachrichtliche
Übernahmen (§ 9 (6) BauGB)

Vorhandene Flurstücksgrenzen

Gehölzliste 1
Hochstamm, 3mal verpflanzt (3xv.),
Stammumfang (StU): mind. 12­14 cm
Laubbaum, maximale Wuchshöhe: 10 m

Gehölzliste 2
Hochstamm, 2xv., StU: mind. 12­14 cm: 
Feld­Ahorn (Acer campestre), Hainbuche (Carpinus betu­
lus), Eberesche (Sorbus aucuparia), Kornell­Kirsche (Cor­
nus mas), Walnuß (Juglans regia)

Gehölzliste 3
Hochstamm­Obstbaum, StU: mind. 7­9 cm,
Sorten gemäß Empfehlungsliste des Amtes für Regional­
entwicklung, Landschaftspflege und Landwirtschaft
(ARLL)

Gehölzliste 4
Hochstamm, 3xv., StU: mind. 12­14 cm
Stiel­Eiche (Quercus robur), Winter­Linde (Tilia cordata),
Trauben­Eiche (Quercus petraea), Gemeinde Esche
(Fraxinus excelsior), Roß­Kastanie (Aesculus hippocasta­
neum)

M 1

M 2

M 3

M 4

0,6

0,3

0,3

I

0,3

Aufstellungs­ und
Genehmigungsvermerke
Rechtsgrundlagen (in der jeweils gültigen Fassung):

­ Baugesetzbuch (BauGB)
­ Baunutzungsverordnung (BauNVO)
­ Planzeichenverordnung (PlanZ)
­ Hessische Bauordnung (HBO)
­ Flächennutzungsplan (FNP)

der Gemeinde Willingshausen
­ Hessische Garagenverordnung (GAVO)
­ Stellplatzsatzung der Gemeinde Willingshausen
­ Entwässerungssatzung der Gemeinde Willingshausen
­ Denkmalschutzgesetz (DschG)
­ Hessisches Straßengesetz (HStrG)
­ Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)
­ Hessisches Ausführungsgesetz zum

Bundesnaturschutzgesetz (HAGBNatSchG)
­ Kompensationsverordnung (KV)
­ Hessisches Wassergesetz (HWG)

M 5

M 5

M 5

M 4

M 3

M 3

M 2

M 2

M 2

M 2

M 2

M 1

M 1

M 1Teilgebiet 1

Teilgebiet 1

Teilgebiet 2

Teilgebiet 2

Teilgebiet 2

Teilgebiet 2

Teilgebiet 1

Teilgebiet 1

M 1

M 1
M 2

M 2

M 2

M 2

B. Textliche

Festsetzungen

aufgrund�sonstiger

Rechtsgrundlagen

1. Wasserwirtschaftliche Festsetzungen
Zur Schonung des Wasserhaushaltes soll das auf den
versiegelten Grundstücksflächen anfallende Nieder­
schlagswasser gesammelt und vewertet werden, sofern
wasserwirtschaftliche oder gesundheitliche Belange
nicht entgegenstehen.

Zur Entlastung der kommunalen Abwasseranlagen ist je
Baugrundstück eine Retentionszisterne (Fassungsver­
mögen mind. 7 cbm, davon mind. 3 cbm Retentionsvolu­
men) zu errichten. Überschüssiges Wasser ist mit einem
Drosselabfluß von max. 1 l/s dem öffentlichen Regen­
wasserkanal zuzuführen.

2. Einfriedungen
Zulässig sind Maschendraht­ und Holzzäune sowie le­
bende Hecken bis zu einer Höhe von 1,2 m über ge­
wachsenem Geländeniveau.

Bei der Bepflanzung und Einzäunung des Geländes
sind die nachbarschaftsrechtlichen Vorschriften zu be­
achten.

Einfriedungen aus Mauern mit einer Kronenhöhe von
über 0,5 m sind nur ausnahmsweise und nur zur Stra­
ßenbegrenzungslinie bzw. zu öffentlichen Grünflächen
zulässig und nur sofern der Abstand dazu mindestens
das 2­fache Maß der Höhe der Einfriedung beträgt und
die Fläche zwischen dieser und der Grundstücksgrenze
begrünt wird.

Die mit der Ordnungskennziffer M 3 bezeichneten Flä­
chen und Standorte mit Bindungen für die Anpflanzun­
gen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan­
zungen (gemäß § 9 (1) Nr. 25a BauGB) sind von jegli­
chen Einfriedungen auszunehmen.

3. Naturschutzrechtliche Festsetzungen
Die aufgrund der Änderung des Bebauungsplanes zu
erwartenden Eingriffe im Sinne § 14 BNatSchG überstei­
gen nicht die mit der Aufstellung des Bebauungsplanes
Nr. 28 im Jahr 2003 verbundenen Eingriffe. Insoweit
sind keine zusätzlichen Kompensationsmaßnahmen er­
forderlich.

4. Zusätzliche Wohnungen im Keller
oder Dachgeschoß

Sofern im Rahmen der HBO Keller­ oder/und Dachge­
schosse als zusätzliche Vollgeschosse anzurechnen
sind, können diese im Wege der Ausnahme zugelassen
werden, sofern die festgesetzten Grund­ und Geschoss­
flächenzahlen nicht überschritten und die zulässigen
Dachneigungen und Firsthöhen an keiner Stelle über­
schritten werden und die Anordnung der vermehrt erfor­
derlichen Einstellplätze und festgesetzten Grünflächen­
anteile auf dem jeweiligen Grundstück gesichert sind.
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Geltungsbereich
Bebauungsplan

Allgemeines
Wohngebiet

Baugrenze mit
Vermaßung

Straßenverkehrsfläche

Fußweg, naturbelassen

Öffentliche
Grünfläche

Umgrenzung von öffentlichen Flächen
zum Anpflanzen und Erhalten von
Bäumen und Sträuchern

Umgrenzung von privaten Flächen
zum Anpflanzen und Erhalten von
Bäumen und Sträuchern

Ordnungskennziffer
zur Erläuterung der
grünordnerischen
Maßnahmen

M 1




